
Dr. Nissel, Staatssekretär im Ministerium der Justiz:

Die Frage gehört an sich sachlich in gleicher Art von der Be­
antwortung her nicht in die Kompetenz des Justizministeriums, 
was die konkreten Verfahren anbelangt. Ansonsten gibt es si­
cher keine unterschiedliche Meinung, daß die Möglichkeit, diese 
Prozesse in Abwesenheit zu behandeln, natürlich gegeben ist. 
Aber ob sie für diese konkreten Verfahren möglich ist, ist eine 
Frage, die jetzt nicht von mir in dieser Weise entschieden und be­
urteilt werden kann.

Dr. Wöstenberg (Die Liberalen):

Darf ich eine Zusatzfrage stellen? - Ich bitte um eine Informa­
tion, wem der Generalstaatsanwalt überhaupt unterstellt und 
wem er rechenschaftspflichtig ist. Das ist doch für die Rechtssi­
cherheit unseres Landes ein gravierendes Problem.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Er ist dem Organ unterstellt, das zur Zeit die Aufgaben des 
Staatsrates wahrnimmt, und das ist das Präsidium der Volks­
kammer. Ich erfahre gerade, daß die vorhergehende Frage von 
dem Bereich des Justizministers an den Bereich des Gesund­
heitsministers weitergegeben worden und der Gesundheitsmi­
nister bereit ist, auf diese Frage zu antworten.

Sind Sie dann damit einverstanden, daß wir diese Frage wie­
der aufnehmen und uns diese Antwort anhören? - Da erhebt sich 
kein Widerspruch. Dann machen wir das so. - Dann danke ich Ih­
nen zunächst, Sie bekommen noch eine weitere Frage. - Bitte 
schön, der Minister für Gesundheitswesen.

Prof. Dr. Kleditzsch, Minister für Gesundheitswesen

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Dem Gesundheits­
ministerium liegt eine Gutachtenanordnung von der General­
staatsanwaltschaft vor, ausgestellt am 22.3. 1990.

Der Auftrag erging an die ehemalige Regierung. Es ist mit ein­
zelnen Wissenschaftlern gesprochen worden. Gutachten sind 
nicht erstellt worden. Mit Übernahme des Ressorts bin ich der 
Sache nachgegangen - auch auf Bitten der Generalstaatsanwalt­
schaft. Die globale Gutachtenanordnung wurde auf unsere Bitte 
hin von der Generalstaatsanwaltschaft konkretisiert. Es ist ein 
Gutachterkollektiv berufen worden zur Frage der Haft-, Verneh- 
mungs- und Verhandlungsfähigkeit. Das bezieht sich nicht nur 
auf Herrn Honecker, sondern auch auf weitere Herren der ehe­
maligen Partei- und Staatsführung. Die Begutachtung erfolgt 
unter stationären Bedingungen seit 28.5.1990 im Einvernehmen 
mit dem Minister des Innern im VP-Krankenhaus Berlin. Die Be­
gutachtung wird in den nächsten Tagen beendet sein. Dann wer­
den die Gutachter natürlich ihre Gutachten formulieren, Stel­
lung dazu beziehen und dem Generalstaatsanwalt den Gutach­
tenauftrag als erledigt zurückgeben. - Danke.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Dankeschön. - Eine Frage können wir in der zur Verfügung 
stehenden Zeit noch zulassen. Der Abgeordnete Hildebrand von 
der Fraktion Bündnis 90/Grüne bitte mit seiner Frage, in der 
Drucksache unter Nummer 10 verzeichnet!

Hildebrand (Bündnis 90/Grüne):

In vier Wochen tritt bei uns eine Vielzahl ganz neuer und sehr 
diffiziler Gesetze in Kraft, in einem halben Jahr viele weitere. 
Die Bevölkerung steht der Praxis dieser Gesetzesflut ahnungs­
los und weithin hilflos gegenüber. In der DDR gibt es zur Zeit 
nur etwa 800 Rechtsanwälte. Zum Vergleich: In einem Bundes­
land wie Baden-Württemberg sind es 2 000. Wie und in welchem 
Umfang will die Regierung, will der Minister der Justiz eine aus­
reichende Rechtshilfe und Rechtsvertretung in so kurzer Zeit in­

stallieren? Woher werden die notwendigen Rechtsanwälte kom­
men, und wie viele werden wann zur Verfügung stehen?

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Dankeschön. Jetzt noch einmal zum Geschäftsbereich des Mi­
nisters der Justiz Staatssekretär Dr. Nissel.

Dr. Nissel, Staatssekretär im Ministerium der Justiz:

Mit der aufgeworfenen Frage ist ein Problem angesprochen, 
das sicher auf die Rechtsanwaltschaft zugeschnitten, aber ein 
grundsätzliches Problem ist. Das heißt, daß wir gegenwärtig, 
was den ausreichenden Rechtsschutz anbelangt, darunter zu lei­
den haben, daß in der Vergangenheit eine sehr spärliche und 
personell auserwählte Ausbildung von Juristen stattgefunden 
hat, so daß wir heute nicht auf ein unerschöpfliches Reservoir 
von ausgebildeten Juristen zurückgreifen können.

Soweit es die konkrete Anfrage hinsichtlich der Rechtsanwalt­
schaft anbelangt, ist zu sagen, daß wir, beginnend mit dem 1.1. 
1990, eine umfassende Zulassung von Rechtsanwälten durchge­
führt haben. Die Zahl der Anwälte ist seit 1.1.1990 von 592 auf 973 
angestiegen. Das ist möglich geworden durch die Verordnung 
vom 22.2.1990 über die Zulassung von Rechtsanwälten mit eige­
ner Praxis, wodurch ein schneller Anstieg zugelassener Anwälte 
möglich war.

Der Zuwachs ist territorial unterschiedlich, besonders prä-~^ 
gnant in Berlin. Hier wurde im gleichen Zeitraum ein Zuwachs 
von 72 auf 241 Anwälte erreicht, während es in den Bezirken 
Neubrandenburg und Schwerin bisher kaum einen Zugang von 
Rechtsanwälten gibt. Bei Fortführung der gegenwärtigen Zulas­
sungspolitik, die relativ großzügig gehandhabt wird, könnte in 
der Folgezeit ein wöchentlicher Zuwachs von 40 bis 50 zugelasse­
nen Anwälten erreicht werden.

Es sind seit Jahresbeginn rund 1500 Anträge gestellt worden. 
Diese sind aber zum großen Teil noch nicht entscheidungsreif, 
weil vielfach Unterlagen fehlen, die Ausbildung noch nicht abge­
schlossen ist bzw. nicht nachgewiesen ist, inwieweit die bisheri­
ge Tätigkeit tatsächlich beendet wird.

Die gegenwärtige Zahl der eingehenden neuen Anträge liegt 
über der Zahl der täglich erteilten Zulassungen. Das hängt damit 
zusammen, daß relativ viel Arbeit notwendig ist, indem Rückfra­
gen, Schriftverkehr notwendig sind, um alle erforderlichen Un­
terlagen für die Zulassung zu bekommen. Die Bewerber resultie­
ren vorwiegend aus Justitiaren, Wissenschaftlern, ehemaligen 
Richtern als die Hauptpersonengruppen, die sich um die Rechts­
anwaltschaft bewerben.

Zur Erweiterung des Rechtsschutzes soll auch beitragen, daß>^ 
beginnend mit einer Anordnung vom 16. April 1990, Büroeröff­
nungen bundesdeutscher Anwälte möglich sind und bisher 8 sol­
che Büroeröffnungen genehmigt wurden. Weitere 9 Anträge lie­
gen gegenwärtig vor, und es wird davon ausgegangen, daß in der 
Folgezeit täglich 2 bis 4 Anträge in dieser Weise genehmigt wer­
den können.

Eine noch nicht mögliche, aber nach dem 1.7. 1990 vorgesehe­
ne Erweiterung der Möglichkeit der Gewährung des Rechts­
schutzes durch Rechtsanwälte ist die Zunahme der Tätigkeit von 
Anwälten aus der Bundesrepublik, die nach dem 1.7. zu erwarten 
ist, sofern eine im Entwurf vorliegende Anordnung über die Tä­
tigkeit von Rechtsanwälten aus der Bundesrepublik in der DDR 
rechtswirksam wird und dann auch diese Zulassung eröffnet. - 
Danke.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. Zwei Zusatzfragen gibt es.

Dr. Goepel (DBD/DFD):

Herr Präsident! Ich muß Sie bitten, die Frage betrifft nicht di­
rekt diese Thematik, es ist nur eine Frage, weil der Staatssekre-
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